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UMWANDLUNGSPLAN 

über die formwechselnde Umwandlung 

der Scout24 AG, München, 

in die 

Rechtsform der Societas Europaea (SE) 

Präambel 

Die Scout24 AG (S24 AG oder Gesellschaft) ist eine Aktiengesellschaft deutschen Rechts mit Sitz und 

Hauptverwaltung in München, Deutschland. Sie ist im Handelsregister des Amtsgerichts München unter 

HRB 220696 eingetragen. Ihre Geschäftsanschrift lautet Bothestr. 13 - 15, 81675 München, Deutschland. 

Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, das Halten und Verwalten und die Veräußerung von 

Beteiligungen an Unternehmen im In- und Ausland unabhängig von ihrer Rechtsform, die auf dem Gebiet der 

Online- und Internetdienstleistungen tätig sind, sowie die Vornahme sämtlicher Maßnahmen, die zum 

Tätigkeitsbereich einer Holding-Gesellschaft mit Konzernleitungsfunktion gehören, insbesondere die 

Geschäftsführung und die Erbringung von Beratungsleistungen gegen Entgelt gegenüber verbundenen 

Unternehmen, sowie die Betätigung auf dem Gebiet des Online- und Internetgeschäfts im In- und Ausland. 

Das Grundkapital der S24 AG beträgt zum heutigen Datum Euro 92.100.000 (in Worten: zweiundneunzig Millionen 

einhunderttausend Euro) und ist eingeteilt in ebenso viele Stückaktien (ohne Nennbetrag). Der anteilige Betrag 

je Aktie am Grundkapital der S24 AG beträgt EUR 1,00. Gemäß § 4 Abs. 2 Satz 1 der Satzung der Gesellschaft 

lauten die Aktien auf den Namen.  

Die S24 AG soll gemäß Art. 2 Abs. 4 i.V.m. Art. 37 der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 

8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) (SE-VO) in eine Europäische Gesellschaft 

(Societas Europaea, SE) umgewandelt werden. Bei dieser Umwandlung kommen darüber hinaus insbesondere 

das Gesetz zur Ausführung der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut 

der Europäischen Gesellschaft (SE) vom 22. Dezember 2004 (in der Fassung vom 12.12.2019) (SEAG) sowie das 

Gesetz über die Beteiligung der Arbeitnehmer in einer Europäischen Gesellschaft vom 22. Dezember 2004 (in 

der Fassung vom 20.05.2020) (SEBG) zur Anwendung.  

Die Gesellschaft soll ihren Sitz und ihre Hauptverwaltung in Deutschland beibehalten. 

Der Scout24-Konzern versteht sich als ein führender europäischer Digitalkonzern. Der Großteil der Kunden, 

Dienstleister und Lizenznehmer befindet sich in Europa. Diversität ist daher schon heute ein fester Bestandteil 

der offenen Unternehmenskultur, die von seinen Arbeitnehmern aus über 50 Ländern gelebt wird. Dies soll auch 

in der Gesellschaftsform zum Ausdruck kommen. 

Die SE steht als supranationale Rechtsform für eine moderne und international ausgerichtete Gesellschaft und 

fördert als solche in besonderem Maße eine internationale Unternehmenskultur. Sie fördert die Wahrnehmung 

des Scout24-Konzerns als offenes Unternehmen auf Wachstumskurs. Durch den Rechtsformwechsel wird zudem 

die Bildung einer nachhaltigen Corporate Identity gefördert und die Identifikation der Mitarbeiter mit dem 

Scout24-Konzern weiter gestärkt, auch soweit diese im Ausland domizilieren. Außerdem erlaubt es die 

Rechtsform der SE, die Mitbestimmungsstrukturen weiterhin passend zur Unternehmensstruktur zu gestalten. 

Schließlich stellt die SE eine attraktive Rechtsform für internationale Kunden sowie für qualifizierte Arbeitskräfte 

dar. 

Die Positionierung der S24 AG als zukunftsorientiertes europäisches Technologieunternehmen und eine häufig 

positive Kapitalmarktwahrnehmung der modernen Gesellschaftsform sprechen für die Umwandlung. 
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Der Vorstand der S24 AG stellt daher den folgenden Umwandlungsplan auf: 

§ 1 

Umwandlung der Scout24 AG in die Scout24 SE 

1.1 Die S24 AG wird gemäß Art. 2 Abs. 4 i.V.m. Art. 37 SE-VO in die Rechtsform der SE umgewandelt. 

1.2 Die S24 AG hat seit mehreren Jahren mindestens eine Tochtergesellschaft, die dem Recht eines 

anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union (EU) unterliegt, sodass die Voraussetzungen für eine 

Umwandlung der S24 AG in die Scout24 SE (S24 SE) gemäß Art. 2 Abs. 4 SE-VO erfüllt sind. Die Immobilien 

Scout Österreich GmbH mit Sitz in Wien, Österreich, eingetragen im Firmenbuch unter der Nummer FN 

416454h, ist seit 2014 eine mittelbare 100%-ige Tochtergesellschaft der S24 AG.  

1.3 Die Umwandlung der S24 AG in eine SE hat weder die Auflösung der S24 AG zur Folge noch die 

Gründung einer neuen juristischen Person. Eine Vermögensübertragung findet aufgrund der Wahrung 

der Identität des Rechtsträgers nicht statt. Die Gesellschaft besteht in der Rechtsform der S24 SE weiter. 

Die Beteiligung der Aktionäre an der Gesellschaft besteht ebenfalls aufgrund der Wahrung der Identität 

des Rechtsträgers unverändert fort. 

1.4 Die S24 SE wird – wie die S24 AG – über eine dualistische Verwaltungsstruktur verfügen, die aus einem 

Vorstand (Leitungsorgan im Sinne des Art. 38 lit. b) Var. 1 SE-VO) und einem Aufsichtsrat (Aufsichtsorgan 

im Sinne des Art. 38 lit. b) Var. 1 SE-VO) besteht. 

§ 2 

Wirksamwerden der Umwandlung 

Die Umwandlung wird mit ihrer Eintragung im Handelsregister der S24 SE wirksam 

(Umwandlungszeitpunkt). 

§ 3 

Firma, Sitz, Kapitalien und Satzung der Scout24 SE 

3.1 Die Firma der SE lautet „Scout24 SE“. 

3.2 Der Sitz der S24 SE ist München, Deutschland; dort befindet sich auch ihre Hauptverwaltung. 

3.3 Das gesamte Grundkapital der S24 AG in der zum Umwandlungszeitpunkt bestehenden Höhe 

(derzeitige Höhe Euro 92.100.000 (in Worten: zweiundneunzig Millionen einhunderttausend Euro) und in 

der zu diesem Zeitpunkt bestehenden Einteilung in auf den Namen lautende Stückaktien (derzeitige 

Stückzahl 92.100.000) wird zum Grundkapital der S24 SE. Die Personen und Gesellschaften, die zum 

Umwandlungszeitpunkt Aktionäre der S24 AG sind, werden Aktionäre der S24 SE, und zwar in demselben 

Umfang und mit derselben Anzahl an Stückaktien am Grundkapital der S24 SE, wie sie unmittelbar vor 

dem Umwandlungszeitpunkt am Grundkapital der S24 AG beteiligt sind. Der rechnerische Anteil jeder 

Stückaktie am Grundkapital (derzeit EUR 1,00) bleibt so erhalten, wie er unmittelbar vor dem 

Umwandlungszeitpunkt besteht.  

3.4 Die S24 SE erhält die als Anlage beigefügte Satzung, die Bestandteil dieses Umwandlungsplans ist. 

In der Satzung der S24 SE entspricht zum Umwandlungszeitpunkt die Grundkapitalziffer mit der 

Einteilung in Stückaktien der S24 SE (§ 4 Abs. 1 der Satzung der S24 SE) der Grundkapitalziffer mit der 

Einteilung in Stückaktien der S24 AG (§ 4 Abs. 1 der Satzung der S24 AG), wobei der Stand unmittelbar 

vor dem Umwandlungszeitpunkt maßgeblich ist. 
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3.5 Die Ermächtigungen des Vorstands, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 17. Juni 2025 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer, auf den Namen lautender Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 32.280.000,00 zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2020, § 4 Abs. 6 der Satzung der S24 AG) soll fortbestehen. Ebenso soll das 

bedingte Kapital nach § 4 Abs. 7 der Satzung der S24 AG (Bedingtes Kapital 2018) fortbestehen.  

3.6 Die von der Hauptversammlung der S24 AG am 18. Juni 2020 unter Tagesordnungspunkt 8 

beschlossene Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien, die von der Hauptversammlung der S24 

AG am 8. Juni 2017 unter Tagesordnungspunkt 6 beschlossene Ermächtigung zur Verwendung eigener 

Aktien sowie die von der Hauptversammlung der S24 AG am 21. Juni 2018 unter Tagesordnungspunkt 

10 beschlossene und bis zum 20. Juni 2023 gültige Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von 

Options- und Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten, und /oder 

Gewinnschuldverschreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts sollen im Falle der Umwandlung 

der S24 AG in eine SE auch für den Vorstand der S24 SE fortbestehen.  

Der Hauptversammlung der S24 AG am 8. Juli 2021, die unter Tagesordnungspunkt 8 über die 

Zustimmung zur Umwandlung der S24 AG in eine SE beschließen soll, wird unter Tagesordnungspunkt 

9 vorgeschlagen, dem Vorstand unter Aufhebung der von der Hauptversammlung der S24 AG am 18. 

Juni 2020 unter Tagesordnungspunkt 8 beschlossenen Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien eine 

neue Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 des 

Aktiengesetzes (AktG) mit möglichem Ausschluss des Bezugs- und eines etwaigen Andienungsrechts zu 

erteilen. Sollte die Hauptversammlung der S24 AG am 8. Juli 2021 dem Vorstand diese Ermächtigung 

wirksam erteilen, gilt sie nach Wirksamwerden der Umwandlung der S24 AG in eine SE für den Vorstand 

der S24 SE fort. Sollte die Hauptversammlung der S24 AG am 8. Juli 2021 dem Vorstand diese 

vorgeschlagene Ermächtigung nicht wirksam erteilen, gilt hingegen die bestehende, von der 

Hauptversammlung der S24 AG am 18. Juni 2020 erteilte Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien bis 

zum 17. Juni 2025 und somit, sofern die Umwandlung der S24 AG in eine SE bis zu diesem Datum erfolgt 

ist, auch noch für den Vorstand der S24 SE fort.  

3.7 Die Aktionäre, die der Umwandlung widersprechen, erhalten kein Angebot auf Barabfindung, da dies 

gesetzlich nicht vorgesehen ist. 

§ 4 

Vorstand 

Unbeschadet der aktienrechtlichen Entscheidungszuständigkeit des Aufsichtsrats der S24 SE ist davon 

auszugehen, dass die bisher amtierenden Mitglieder des Vorstands der S24 AG zu Mitgliedern des 

Vorstands der S24 SE bestellt werden. Die derzeitigen Mitglieder des Vorstands der S24 AG sind Tobias 

Hartmann (Vorstandsvorsitzender), Dr. Dirk Schmelzer, Dr. Thomas Schroeter und Ralf Weitz. 

§ 5 

Aufsichtsrat 

5.1 Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 der Satzung der S24 SE wird bei der S24 SE ein Aufsichtsrat gebildet, der ebenso 

wie der bisherige Aufsichtsrat der S24 AG aus sechs Mitgliedern besteht, die alle von der 

Hauptversammlung gewählt werden. 

5.2 Die Ämter der Aufsichtsratsmitglieder der S24 AG enden mit Wirksamwerden der Umwandlung, d.h. mit 

Eintragung der Umwandlung in das Handelsregister der S24 SE. 

Gemäß Art. 40 Abs. 2 Satz 2 SE-VO können die Mitglieder des ersten Aufsichtsrats der S24 SE durch die 

Satzung bestellt werden. Gemäß § 9 Abs. 2 der diesem Umwandlungsplan anliegenden Satzung der S24 

SE sollen von den Mitgliedern des Aufsichtsrats der S24 AG – auf Empfehlung des Präsidialausschusses 

– die folgenden Mitglieder zu den Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats der S24 SE bestellt werden: 
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a. Herr Dr. Hans-Holger Albrecht, wohnhaft in Umhausen, Österreich, Chief Executive Officer und 

Mitglied des Verwaltungsrates der nicht börsennotierten Deezer S.A., Paris, Frankreich und 

London, Vereinigtes Königreich; 

b. Herr Christoph Brand, wohnhaft in Hedingen, Schweiz, Chief Executive Officer der nicht 

börsennotierten Axpo Holding AG, Baden, Schweiz; 

c. Frau Dr. Elke Frank, wohnhaft in Stuttgart, Deutschland, Vorstandsmitglied der börsennotierten 

Software AG, Darmstadt, Deutschland; 

d. Herr Frank H. Lutz, wohnhaft in München, Deutschland, Vorstandsvorsitzender der nicht-

börsennotierten CRX Markets AG, München, Deutschland; 

e. Herr Peter Schwarzenbauer, wohnhaft in München, Deutschland, ehemaliges Vorstandsmitglied 

der BMW AG, München, Deutschland; und 

f. Herr André Schwämmlein, wohnhaft in München, Deutschland, Geschäftsführer der FlixMobility 

GmbH, München, Deutschland.  
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§ 6 

Angaben zum Verfahren zur Vereinbarung über die Beteiligung der Arbeitnehmer in der S24 SE 

6.1 Zur Sicherung der erworbenen Rechte der Arbeitnehmer der S24 AG auf Beteiligung an 

Unternehmensentscheidungen im Zusammenhang mit der Umwandlung in eine SE ist ein Verfahren 

über die Beteiligung der Arbeitnehmer mit dem Ziel des Abschlusses einer entsprechenden 

Vereinbarung durchzuführen.  

Das Verfahren zur Beteiligung der Arbeitnehmer ist geprägt von dem Grundsatz des Schutzes der 

erworbenen Rechte der Arbeitnehmer. Der Umfang der Beteiligung der Arbeitnehmer in der SE wird 

durch § 2 Abs. 8 SEBG bestimmt, der im Wesentlichen Art. 2 lit. h) der Richtlinie 2001/86/EG des Rates 

vom 8. Oktober 2001 zur Ergänzung des Statuts der Europäischen Gesellschaft hinsichtlich der 

Beteiligung der Arbeitnehmer folgt. 

Beteiligung der Arbeitnehmer ist danach der Oberbegriff für jedes Verfahren, insbesondere aber die 

Unterrichtung, Anhörung und Mitbestimmung, das den Vertretern der Arbeitnehmer ermöglicht, auf die 

Beschlussfassung innerhalb der Gesellschaft Einfluss zu nehmen. Unterrichtung bezeichnet in diesem 

Zusammenhang die Unterrichtung des SE-Betriebsrats oder anderer Arbeitnehmervertreter durch das 

Leitungsorgan der SE über Angelegenheiten, welche die SE selbst oder eine ihrer 

Tochtergesellschaften oder einen ihrer Betriebe in einem anderen Mitgliedstaat betreffen oder die 

über die Befugnisse der zuständigen Organe auf der Ebene des einzelnen Mitgliedstaates hinausgehen. 

Anhörung meint neben der Stellungnahme der Arbeitnehmervertreter zu entscheidungserheblichen 

Vorgängen den Austausch zwischen Arbeitnehmervertretern und Unternehmensleitung und die 

Beratung mit dem Ziel der Einigung, wobei jedoch die Unternehmensleitung in ihrer Entscheidung frei 

bleibt. Mitbestimmung bedeutet die Einflussnahme der Arbeitnehmer auf die Angelegenheiten der SE; 

sie bezieht sich nach § 2 Abs. 12 SEBG entweder auf das Recht, Mitglieder des Aufsichtsrats zu bestellen 

oder zu wählen oder alternativ diese selbst vorzuschlagen oder Vorschläge Dritter abzulehnen.  

6.2 Die Einleitung des Verfahrens zur Beteiligung der Arbeitnehmer hat nach den Vorschriften des SEBG zu 

erfolgen. Danach hat die Leitung der beteiligten Gesellschaft die Arbeitnehmer bzw. ihre jeweiligen 

Arbeitnehmervertretungen über das Umwandlungsvorhaben zu informieren und sie zur Bildung eines 

Besonderen Verhandlungsgremiums (BVG) aufzufordern.  

Die Information der Arbeitnehmer bzw. ihrer Vertretungen hat sich gemäß § 4 Abs. 3 SEBG insbesondere 

zu erstrecken auf (i) die Identität und Struktur der Gesellschaft, der betroffenen Tochtergesellschaften 

und der betroffenen Betriebe und deren Verteilung auf die Mitgliedstaaten, (ii) die in diesen 

Gesellschaften und Betrieben bestehenden Arbeitnehmervertretungen, (iii) die Zahl der in diesen 

Gesellschaften und Betrieben jeweils beschäftigten Arbeitnehmer und die daraus zu errechnende 

Gesamtzahl der in einem Mitgliedstaat beschäftigten Arbeitnehmer und (iv) die Zahl der Arbeitnehmer, 

denen Mitbestimmungsrechte in den Organen dieser Gesellschaften zustehen. 

Der Vorstand der S24 AG hat die Arbeitnehmervertretungen in Deutschland und die Arbeitnehmer in 

Österreich schriftlich über die beabsichtigte Umwandlung der S24 AG in die Rechtsform der SE 

informiert und zur Bildung des BVG aufgefordert. Mit Aufforderungs- und Informationsschreiben vom 1. 

März 2021 wurde der Konzernbetriebsrat und der Wirtschaftsausschuss der S24 AG, der Betriebsrat der 

Immobilien Scout GmbH sowie die Arbeitnehmer der Immobilien Scout Österreich GmbH und der 

immoverkauf24 GmbH informiert. Das letzte Aufforderungs- und Informationsschreiben ist am 2. März 

2021 zugegangen. Die leitenden Angestellten der Scout24-Gruppe wurden durch den Vorstand der S24 

AG über die beabsichtigte Umwandlung informiert. 

6.3 Die Bildung und Zusammensetzung des BVG richten sich im Grundsatz nach deutschem Recht (§ 4 bis 

§ 7 SEBG).  
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(a) Die Verteilung der Sitze im BVG auf die einzelnen Mitgliedstaaten der EU, in denen die Scout24-

Gruppe Arbeitnehmer beschäftigt, ist auch für eine SE-Gründung durch Umwandlung mit Sitz 

der SE in Deutschland in § 5 Abs. 1 SEBG geregelt. Die Sitzverteilung vollzieht sich nach 

folgenden Grundregeln: 

Jeder Mitgliedstaat der EU, in dem Gesellschaften der Scout24-Gruppe Arbeitnehmer 

beschäftigen, erhält grundsätzlich mindestens einen Sitz im BVG. Die Anzahl der einem 

Mitgliedstaat der EU zugewiesenen Sitze erhöht sich jeweils um eins, soweit die Anzahl der in 

diesem Mitgliedstaat der EU beschäftigten Arbeitnehmer jeweils die Schwelle von 10%, 20%, 

30% usw. aller Arbeitnehmer der Scout24-Gruppe in der EU übersteigt. Zur Bestimmung der 

Sitzverteilung im BVG ist grundsätzlich auf den Zeitpunkt der Information der Arbeitnehmer 

bzw. ihrer jeweiligen Arbeitnehmervertretungen abzustellen (vgl. § 4 Abs. 4 SEBG).  

Die Beteiligung der österreichischen Arbeitnehmer der Scout24-Gruppe richtet sich nach den 

Bestimmungen des österreichischen Arbeitsverfassungsgesetzes (ArbVG). Die Mitglieder des 

BVG, die aus Österreich ernannt werden, können entweder Arbeitnehmer 

(Betriebsratsmitglieder) der inländischen Unternehmen und Betriebe oder Vertreter der 

zuständigen freiwilligen Berufsvereinigung in Österreich sein (falls vorhanden). Nach den 

geltenden gesetzlichen Bestimmungen des ArbVG kann das aus Österreich entsandte BVG-

Mitglied nur von einer Arbeitnehmervertretung (Konzernvertretung, Zentralbetriebsrat, 

Betriebsausschuss, Betriebsrat) entsandt werden. Da im österreichischen Betrieb derzeit kein 

Betriebsrat eingerichtet ist, ist eine Entsendung aus Österreich in das BVG derzeit nicht 

möglich, sodass der Sitz für Österreich leer bleibt. 

Ausgehend von den Beschäftigtenzahlen der Scout24-Gruppe in den einzelnen Mitgliedstaaten 

der EU zum 1. März 2021 ergab sich die nachfolgende Sitzverteilung 

Mitgliedstaat Anzahl der Arbeitnehmer Anteil in % Sitzanzahl im BVG 

Deutschland 919 94,7 10 

Österreich 51 5,3 0 

Insgesamt 970 100 10 

(b) In Deutschland liegt die Wahl bzw. Bestellung der Mitglieder sowie die Konstituierung des BVG 

grundsätzlich in der Verantwortung der Arbeitnehmer und ihrer Vertretungen bzw. der für sie 

zuständigen Gewerkschaften. Es gelten die jeweiligen nationalen Vorschriften. Es kommen 

daher grundsätzlich verschiedene Verfahren zur Anwendung, so z.B. die Urwahl, die Bestellung 

durch Gewerkschaften oder, wie es das deutsche Recht vorsieht, die Wahl durch ein 

Wahlgremium (vgl. § 8 SEBG).  

Das in Deutschland zu bildende Wahlgremium wird aus den Mitgliedern des 

Konzernbetriebsrats gebildet, sofern ein solcher besteht (§ 8 Abs. 2 Satz 1 Alt.1 SEBG).  

Das Wahlgremium bestand hier aus den Mitgliedern des Konzernbetriebsrats.  

Von den zehn Mitgliedern des BVG aus Deutschland können drei Mitglieder auf Vorschlag einer 

im Betrieb vertretenen Gewerkschaft bestimmt werden.  
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Da dem BVG mehr als sechs Mitglieder aus dem Inland angehörten, war ein Mitglied ein 

leitender Angestellter. Da es in keiner Gesellschaft der Scout24-Gruppe einen 

Sprecherausschuss der leitenden Angestellten gibt, konnten die leitenden Angestellten nach 

§ 8 Abs. 1 Satz 6 SEBG dem Wahlgremium selbst Wahlvorschläge unterbreiten, die von einem 

Zwanzigstel oder 50 der leitenden Angestellten unterzeichnet sein mussten. Frauen und 

Männer sollen entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis gewählt werden.  

Das Wahlgremium hat folgende Mitglieder des BVG in geheimer und unmittelbarer Wahl 

gewählt: 

 

Mitglied des BVG 

Thomas Lehmann, Scout24 AG 

Andreas Böhm, Immobilien Scout GmbH 

Ilka Breitsprecher, Immobilien Scout GmbH 

Volkmar Grimm, flowfact GmbH 

Stefan Harsdorff, Immobilien Scout GmbH 

Dorothee Jovanovic, Immobilien Scout GmbH 

Andrea Kraus, Scout24 AG 

Roman Weber, Scout24 AG 

Sylvia Mareck, Immobilien Scout GmbH 

Michael Klemund, Scout24 AG (Leitende); Ersatzmitglied Jost Paffrath, Immobilien 

Scout GmbH (Leitende)  

 

Ersatzmitglieder, Nicht-Leitende (rücken im entsprechenden Fall in der Reihenfolge hier 

nach) 

Nicole Duic, Immobilien Scout GmbH 

Stefanie Luther, Immobilien Scout GmbH 

Christian Dietze, Scout24 AG 

Mira Ernst, Immobilien Scout GmbH 

Christoph Lipka, Scout24 AG 

Sa-San Schadkami, flowfact GmbH 

Tina Hartwig, Immobilien Scout GmbH 

Yvonne Mechsner, Immobilien Scout GmbH 
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(c) Die Namen der Mitglieder des BVG, ihre Anschriften sowie die jeweilige Betriebszugehörigkeit 

wurden dem Vorstand der S24 AG unverzüglich mitgeteilt bzw. waren ihm bekannt. Dieser 

informierte sodann die örtlichen Betriebs- und Unternehmensleitungen sowie die dort 

bestehenden Arbeitnehmervertretungen über diese Angaben. 

6.4 Nachdem alle Mitglieder benannt worden waren, lud der Vorstand der S24 AG am 7. Mai 2021, d.h. 

innerhalb von zehn Wochen nach der Information im Sinne des § 4 Abs. 2 und Abs. 3 SEBG (vgl. §§ 12 

Abs. 1, 11 Abs. 1 SEBG), die gewählten Mitglieder des BVG zur Konstituierung des BVG ein und informierte 

hierüber die örtlichen Betriebs- und Unternehmensleitungen. Die konstituierende Sitzung des BVG 

findet am 18. Mai 2021 wegen der nach wie vor bestehenden Gefährdungen der Pandemie und mit Blick 

auf die rechtlichen Anforderungen an den Arbeitsschutz und die Hygiene virtuell als Videokonferenz 

statt. Mit der Konstituierung des BVG endete das Verfahren für die Bildung des BVG und begannen die 

Verhandlungen, für die – vorbehaltlich einer einvernehmlichen Fristverlängerung – gesetzlich eine 

Dauer von bis zu sechs Monaten vorgesehen ist.  

Ziel der Verhandlungen ist der Abschluss einer Beteiligungsvereinbarung. Gegenstand der 

Verhandlungen ist die Festlegung eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer. 

Dies kann entweder durch die Bildung eines SE-Betriebsrats oder eines anderen von den 

Verhandlungsparteien vorgesehenen Verfahrens, welches die Unterrichtung und Anhörung der 

Arbeitnehmer in der S24 SE gewährleistet, geschehen. 

6.5 Der Abschluss einer Beteiligungsvereinbarung zwischen der Unternehmensleitung und dem BVG bedarf 

eines Beschlusses des BVG. Der Beschluss wird mit der Mehrheit der Mitglieder, die zugleich die 

Mehrheit der vertretenen Arbeitnehmer repräsentieren muss, gefasst. Ein Beschluss zur Nichtaufnahme 

sowie der Abbruch von Verhandlungen sind ausgeschlossen (vgl. § 16 Abs. 3 SEBG).  

6.6 Die durch die Bildung und Tätigkeit des BVG entstehenden erforderlichen Kosten trägt die S24 AG 

sowie nach der Umwandlung die S24 SE. Die Kostentragungspflicht umfasst die sachlichen und 

persönlichen Kosten, die im Zusammenhang mit der Tätigkeit des BVG, einschließlich der 

Verhandlungen, entstehen. Insbesondere sind für die Sitzungen in erforderlichem Umfang Räume, 

sachliche Mittel (z.B. Telefon, Fax, notwendige Literatur), Dolmetscher und Büropersonal zur Verfügung 

zu stellen sowie die erforderlichen Reise- und Aufenthaltskosten der Mitglieder des BVG zu tragen.  

§ 7 

Sonstige Auswirkungen der Umwandlung für die Arbeitnehmer und ihre Vertretungen 

7.1 Auf die Arbeitnehmer und ihre Vertretungen wirkt sich die Umwandlung im Übrigen wie folgt aus: 

(a) Die Rechte und Pflichten der Arbeitnehmer aus den bestehenden Anstellungs- und 

Arbeitsverträgen bleiben unverändert bestehen. Dies gilt auch in Bezug auf die beteiligte 

Gesellschaft selbst; § 613a BGB ist auf die Umwandlung nicht anzuwenden, da aufgrund der 

Identität der Rechtsträger kein Betriebsübergang stattfindet. 

(b) Für die Arbeitnehmer der Scout24-Gruppe geltende Betriebsvereinbarungen und sonstige 

kollektivarbeitsrechtliche Regelungen gelten unverändert nach Maßgabe der jeweiligen 

Vereinbarungen fort.  
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(c) Ebenso hat die Umwandlung der S24 AG in eine SE für die Arbeitnehmer der Scout24-Gruppe 

mit Ausnahme des vorstehend unter Ziffer 6 beschriebenen Verfahrens der Beteiligung der 

Arbeitnehmer und der in diesem Zusammenhang unter Ziffer 6 beschriebenen Änderungen 

keine Auswirkungen auf die bestehenden Arbeitnehmervertretungen in der S24 AG und den 

Gesellschaften der Scout24-Gruppe. Von der Umwandlung der S24 AG in die S24 SE bleibt 

außerdem die Geltung der Unternehmensmitbestimmungsgesetze in Konzerngesellschaften 

mit Sitz in Deutschland unberührt.  

Die Mitbestimmung richtet sich in erster Linie nach der S24-Beteiligungsvereinbarung, welche 

aktuell ausverhandelt wird und entsprechend noch abzuschließen ist. Falls keine 

Beteiligungsvereinbarung erzielt wird, richtet sich die Mitbestimmung nach den gesetzlichen 

Auffangregelungen des SEBG. Nach der Satzung der S24 SE soll der Aufsichtsrat weiterhin 

ausschließlich mit Anteilseignervertretern besetzt sein. Insoweit sieht die Satzung der S24 SE in 

§ 9 Abs. 1 Satz 1 vor, dass der Aufsichtsrat der S24 SE wie der Aufsichtsrat der S24 AG aus sechs 

Mitgliedern besteht. 

7.2 Schließlich sind aufgrund der Umwandlung keine Maßnahmen vorgesehen oder geplant, die 

Auswirkungen auf die Situation der Arbeitnehmer hätten. 

§ 8 

Abschlussprüfer 

Zum Abschlussprüfer sowie zum Konzernabschlussprüfer für das erste Geschäftsjahr der S24 SE wird 

die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, bestellt. Das erste Geschäftsjahr der S24 SE ist 

das Kalenderjahr, in dem die Umwandlung der S24 AG in die S24 SE in das Handelsregister der S24 SE 

eingetragen wird. Zusätzlich wird die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin für eine etwaige 

prüferische Durchsicht des verkürzten Abschlusses und des Zwischenlageberichts (§§ 115 Abs. 5, 117 Nr. 

2 WpHG) sowie für eine etwaige prüferische Durchsicht unterjähriger Finanzinformationen (§ 115 Abs. 7 

WpHG) jeweils im ersten und ggf. zweiten Geschäftsjahr der S24 SE und jeweils nur bis zur nächsten 

ordentlichen Hauptversammlung bestellt. 

§ 9 

Keine weiteren Rechte oder Sondervorteile 

9.1 Personen im Sinne von § 194 Abs. 1 Nr. 5 UmwG und/oder Art. 20 Abs. 1 Satz 2 lit. f) SE-VO werden keine 

Rechte gewährt und besondere Maßnahmen für diese Personen sind nicht vorgesehen. 

9.2 Personen im Sinne von Art. 20 Abs. 1 Satz 2 lit. g) SE-VO werden im Zuge der Umwandlung keine 

besonderen Vorteile gewährt. 

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass die bisherigen Mitglieder im Aufsichtsrat der S24 AG, Herr Dr. 

Hans-Holger Albrecht, Herr Christoph Brand, Frau Dr. Elke Frank, Herr Frank Lutz, Herr Peter 

Schwarzenbauer und Herr André Schwämmlein, in der Satzung der S24 SE für die Dauer ihrer aktuellen 

Amtszeit, d.h. bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 

2023 beschließt, in den ersten Aufsichtsrat der S24 SE bestellt werden sollen. 

9.3 Soweit Rechte Dritter aus den Aktien der S24 AG bestehen, setzen sich diese Rechte an den Aktien der 

S24 SE fort. 

§ 10 

Umwandlungskosten 

Die Kosten der Umwandlung in Höhe von bis zu EUR 1.500.000 trägt die Gesellschaft. 
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München, den 17. Mai 2021 

 

Scout24 AG 

Der Vorstand 


